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Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4 "Photovoltaik-
anlage nördlich des Bahnhofs" der Gemeinde Neddemin 
 
hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neddemin hat die Aufstellung der Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 4 „Photovoltaikanlage nördlich des Bahnhofs“ beschlossen. 
 
Als ersten Verfahrensschritt führte die Gemeinde bereits die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durch. Diese frühzeitige Be-
hördenbeteiligung diente vorrangig der Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung (sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sollen die Gemeinde hierbei beraten.  
Hierzu hat der Landkreis mit Datum vom 01. Juni 2022 eine Stellungnahme abgegeben, auf die 
ich vom Grundsatz her verweise. Darin wurde insbesondere auf planungs- und umweltrechtliche 
Belange hingewiesen.  
 
Der daraufhin erarbeitete Entwurf zu o. g. Bebauungsplan wurde gebilligt und zur öffentlichen 
Auslegung bestimmt. 
Mit Schreiben vom 21. April 2023 wurde der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte hierzu im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Da zu diesem Zeitpunkt eine Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
und Landesplanung nicht festgestellt wurde, gab der Landkreis mit Datum vom 12. Mai 2023 
seine Stellungnahme ohne Fachbezogenheit ab, behielt sich diese aber im Weiteren vor. Eine 
Entscheidung über die Zielabweichung durch die oberste Landesplanungsbehörde war zu-
nächst zu treffen. 
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Nunmehr liegt mir der positive Zielabweichungsbescheid mit Datum vom 04. Juli 2023 vor. 
 
Danach ist die Abweichung des Vorhabens „Photovoltaik nördlich des Bahnhofs“ von den Zielen 
von Raumordnung und Landesplanung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar. Die 
Zulassung der Zielabweichung erfolgt unter Maßgaben. 
 
Zu dem mir vorliegenden Entwurf der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 4 „Photovoltaikan-
lage nördlich des Bahnhofs“, bestehend aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text und der Be-
gründung nehme ich als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
 
I. Allgemeines/ Grundsätzliches 
 
1. Auf einem ehemaligen Betriebsgelände einer Produktion von Weihnachtsbäumen ist die 
Errichtung und der Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage beabsichtigt. Der damit erzeug-
te Strom soll in das öffentliche Netz eingespeist werden. Der Einspeisepunkt befindet sich laut 
Aussage in der Begründung innerhalb des Plangeltungsbereiches. 
 
Mit der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4 "Photovoltaikanlage nörd-
lich des Bahnhofs" der Gemeinde Neddemin sollen hierfür planungsrechtliche Voraussetzungen 
geschaffen werden. 
 
Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 3,4 ha.  
 
 
 
2. Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB). 
 
Der o. g. Bebauungsplan entspricht nur im Zusammenhang mit dem Zielabweichungsbe-
scheid vom 04. Juli 2023 der Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB. Dieser Bescheid ent-
hält Maßgaben, welche zu erfüllen sind. 
 
Auf Folgendes weise ich hin: 
Die Erfüllung der Maßgaben aus dem Zielabweichungsbescheid vom 04. Juli 2023 ist im weite-
ren Planverfahren durch eine entsprechende schriftliche Bestätigung der Obersten Landes-
planungsbehörde nachzuweisen. 
 
 
 
3. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln (Entwicklungsgebot). Von dem Grundsatz des Entwicklungsgebotes kann bei Vorlie-
gen bestimmter Voraussetzungen gegebenenfalls abgewichen werden (§ 8 Abs. 2 – 4 BauGB). 
 
Die Gemeinde Neddemin hat keinen Flächennutzungsplan. Der o. g. Bebauungsplan soll inso-
weit als vorzeitiger Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden.  
 
Danach kann ein z. B. vorzeitiger Bebauungsplan dann aufgestellt werden, solange (noch) kein 
rechtswirksamer Flächennutzungsplan besteht.  
Ein solch vorzeitiger Bebauungsplan kann aber nur dann aufgestellt werden, wenn dringende 
Gründe es erfordern und wenn der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-
lung des Gemeindegebiets nicht entgegenstehen wird.  

 
Der Argumentation in der vorliegenden Begründung zu o. g. Bebauungsplan kann aus pla-
nungsrechtlicher Sicht gefolgt werden. 
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Auf die Genehmigungspflicht durch die höhere Verwaltungsbehörde nach § 10 Abs. 2 
BauGB – hier: Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – weise ich in diesem Zusam-
menhang vorsorglich hin. 
 
 
 
4. Nach § 12 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen. 
Regelmäßig enthält ein vorhabenbezogener Bebauungsplan danach drei bekannte Elemente: 
*den Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers, 
*den Durchführungsvertrag und 
*als Satzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 
 
Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB somit an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden: 
 

- Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und Erschließungs-
maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und 
Erschließungskosten im Durchführungsvertrag verpflichten. 

 
- Der Vorhabenträger muss zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung be-

reit und in der Lage sein.  
Hieraus folgt die Nachweispflicht der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähig-
keit des Trägers zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses. Ein bloßes Glaubhaftma-
chen der Leistungsfähigkeit des Trägers reicht nicht aus.  
Die finanzielle Bonität des Vorhabenträgers kann z. B. durch eine Kreditzusage geeig-
neter Banken oder durch Bürgschaftserklärungen nachgewiesen werden. 

 
- In der Regel muss der Vorhabenträger Eigentümer der Flächen sein, auf die sich der 

Plan erstreckt. 
 

Ist der Vorhabenträger nicht Eigentümer, so ist ggf. eine qualifizierte Anwartschaft auf 
den Eigentumserwerb oder eine anderweitige privatrechtliche Verfügungsberechtigung 
nachzuweisen. (Dies gilt auch für Flächen für externe Ausgleichsmaßnahmen!) 
Dieser Nachweis muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorliegen. 

 
- Der Durchführungsvertrag ist vor dem Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zwischen dem Vorhabenträger und der 
Gemeinde zu schließen. (Hierzu bedarf es eines nach Kommunalrecht notwendigen 
Gemeinderatsbeschlusses.) 

 
Erfolgt dies nicht, fehlen der Gemeinde die Voraussetzungen zum Beschluss über die 
Satzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Ein Rechtsanspruch darauf be-
steht grundsätzlich nicht. 

 
Die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan muss auch auf den Durchfüh-
rungsvertrag eingehen. Sie muss neben dem Erfordernis der Durchführung der Baumaß-
nahme und der Erschließung auch auf die Verpflichtung des Vorhabenträgers eingehen. 
Weiterhin muss alles, was mit dem Durchführungsvertrag in Zusammenhang steht, in die 
Begründung eingehen, soweit es für die planerische Abwägung von Bedeutung ist.  

 
Insoweit ist die Darstellung derjenigen Inhalte des Durchführungsvertrages notwendiger Be-
standteil der Begründung, die für die Beurteilung der Ziele nach § 12 Abs. 1 BauGB relevant 
sind. 
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5. In diesem Zusammenhang weise ich auf die Besonderheit des § 12 Abs. 3a BauGB hin.  
Den Gemeinden wird hiermit nämlich die Möglichkeit eröffnet, in einem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan nicht nur ein konkretes Vorhaben zuzulassen, sondern darüber hinaus die zu-
lässigen Nutzungen allgemein zu beschreiben und sich nur im Durchführungsvertrag auf ein 
konkretes Vorhaben festzulegen. 
 
Baugebiete können hiernach also nach BauNVO festgesetzt werden. Die Art der baulichen Nut-
zung wird in einem gewissen Rahmen allgemein festgesetzt.  
Im Durchführungsvertrag ist dann das Vorhaben aber so konkret zu beschreiben, dass hinrei-
chend deutlich wird, zu welchem Vorhaben sich der Vorhabenträger verpflichtet.  
Hierunter fallen die Regelungen zu den einzelnen zu errichtenden Anlagen, die für den Betrieb 
der Photovoltaikanlage notwendig sind, die zu realisierenden Ausgleichsmaßnahmen, usw. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist dann unter entsprechender Anwendung des § 9 
Abs. 2 i. V. m. § 12 Abs. 3a BauGB ausdrücklich festzusetzen, dass `im Rahmen der festge-
setzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet `.  
Zu einem späteren Zeitpunkt kann bei einem entsprechenden Bedarf durch eine im Vergleich 
zu einer Planänderung verhältnismäßig einfachen Änderung des Durchführungsvertrages die 
Zulässigkeit des Vorhabens modifiziert werden.  
Dies bringt dann Vorteile, wenn sich im Genehmigungsverfahren oder während der Nutzung 
des Vorhabens herausstellt, dass sich die ursprünglich als zutreffend erachteten Bedürfnisse 
geändert haben. 
 
Insofern sind die vorgenannten Hinweise zu § 12 Abs. 3a BauGB im weiteren Verfahren zu be-
achten. 
 
 
Sollte von dieser Möglichkeit des § 12 Abs. 3a BauGB nicht Gebrauch gemacht werden, sollte 
der Vorhaben- und Erschließungsplan mit in den Bebauungsplan abgebildet werden. 
 
 
 
6. Zu den vorliegenden Planunterlagen möchte ich im Hinblick auf das weitere Aufstel-
lungsverfahren zu o. g. Bebauungsplan auf folgende grundsätzliche Aspekte aufmerksam ma-
chen. 
 
6.1. Mit o. g. Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, welche 

entsprechend auszugleichen sind. 
Laut vorliegenden Planunterlagen sind externe Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Je-
doch ist noch unklar, ob diese in Realkompensation oder über ein Ökokonto umgesetzt 
werden. Die Planunterlagen weisen dahingehend zumindest keine Konkretisierung auf. 
Darauf aufmerksam machen möchte ich daher vorsorglich, dass der Eingriffsausgleich vor 
Satzungsbeschluss abschließend geklärt sein muss. Entsprechend sind hierzu konkrete 
Regelungen zu treffen. Im Weiteren verweise ich auf die Stellungnahme der unteren Na-
turschutzbehörde unter Punkt II.1. dieses Schreibens. 
 
Im Übrigen bedarf es diesbezüglich auch Regelungen in dem vor Satzungsbeschluss zu 
schließenden Durchführungsvertrages (siehe hierzu auch Punkt I.4. dieses Schreibens).  
 
 

6.2. Zur Sicherung der PV-Anlage ist eine Einfriedung vorgesehen. Diese soll eine maximale 
Höhe von 2,50m nicht übersteigen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO 
M-V.  
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Die in der textlichen Festsetzung II.1. benannte Überschrift und Rechtsgrundlage ist nicht 
nachvollziehbar und auch nicht in der Begründung dargelegt. 
Hier besteht Klärungsbedarf. 

 
 
6.3. Bezüglich des Planzeichens für die von der Bebauung freizuhaltende Flächen empfehle 

ich die Kennzeichnung der einzelnen Bereiche durch Einschrieb. Alternativ erlaubt die 
Planzeichenverordnung (§ 2 Abs. 2 PlanZV) auch Ergänzungen der Planzeichen, soweit 
dies zur eindeutigen Darstellung des Planinhalts erforderlich ist. Diese sind dann ebenfalls 
in der Planzeichenerklärung zu erklären (§ 2 Abs. 4 PlanZV). 
 

Der Verfahrensschritt nach § 4a Abs. 3 BauGB ist entsprechend durchzuführen. 
 
 

 
II. Anregungen und Hinweise 
 
1. Aus naturschutzrechtlicher und –fachlicher Sicht ergeht zu vorliegendem Entwurf des o. 
g. Bebauungsplanes folgende Stellungnahme. 
 
Eingriffsregelung  
Die untere Naturschutzbehörde hat die vorliegenden Unterlagen geprüft. 
Nachfolgende Punkte sind zu überarbeiten: 
 
Die Tabelle 9 - kompensationsmindernde Maßnahmen (S. 39) ist zu überarbeiten. Aufgrund der 
GRZ bis 0,5 (hier 0,46) ist 8.31 der HZE (S. 86) anzuwenden. Das bedeutet 0,8 und 0,4.  
Die Berechnung ist zu überarbeiten. 
 
Da mit Satzungsbeschluss gemäß BNatSchG feststehen muss, ob der Eingriff in Natur und 
Landschaft ausgeglichen werden kann, ist bei der Umsetzung einer Realkompensationsmaß-
nahme diese entsprechend der HZE zu bilanzieren, in den Planunterlagen zu erfassen und von 
der unteren Naturschutzbehörde bestätigen zu lassen.  
Für die Bilanzierung ist hier maßgeblich wo die Kompensationsmaßnahme umgesetzt werden 
soll (Gemarkung, Flur, Flurstück), ob sie die Voraussetzungen für die Anerkennung erfüllt (HZE) 
und ob die rechtliche und tatsächliche Verfügbarkeit der Fläche vorliegt.  
Realkompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes sind rechtlich zu sichern. 
 
Sollte der Eingriff in Natur und Landschaft mit dem Erwerb von Ökokontopunkten aus dem 
Ökokonto VG 019 ausgeglichen werden, so ist die Reservierungsbestätigung vor Satzungs-
beschluss vorzulegen und durch die untere Naturschutzbehörde bestätigen zu lassen. Bevor 
der B-Plan rechtskräftig wird, ist der verbindliche Abbuchungsnachweis bei der unteren Natur-
schutzbehörde vorzulegen.  
 
 
Biotopschutz 
Im Nordwesten, teilweise innerhalb des Planungsgebietes, befindet sich ein gesetzlich ge-
schütztes Biotop gemäß § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V (MST01980 - Feldgehölz; Erle; Esche; 
Birke; entwässert). Dieses Biotop ist zu erhalten und nicht zu beeinträchtigen. Das Biotop 
wurde im B-Plan als Grünfläche festgesetzt.  
Hier ist eine nachrichtliche Übernahme (§ 9 Abs. 6 BauGB) vorzunehmen. 
 
 
Artenschutz  
Nach Durchsicht und Prüfung der Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages vom 26. Oktober 2022 
kommt die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zu dem 
Ergebnis, dass Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG weder für Arten 
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des Anhangs IV der FFH-Richtlinie noch für Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogelschutzrichtli-
nie erfüllt sind, wenn die 
folgenden Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen umgesetzt werden: 
 
Vermeidungsmaßnahmen: 
Gehölzrückschnitte, Bauzeitenregelung, Vergrämung  
Da nicht auszuschließen ist, dass von dem geplanten Vorhaben Vogelarten als Offenland- und 
Gebüschbrüter betroffen sind, sind der Beginn der Baufeldfreimachung sowie notwendige Ge-
hölzbeseitigungen ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober bis 
zum 01. März zulässig. Zur Baufeldfreimachung gehört die Herrichtung der Zuwegungen, Mon-
tage-, Fundament- und BE-Flächen. Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur dann möglich, wenn 
durch eine sachverständige Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenreali-
sierung keine Beeinträchtigung des Brutgeschehens erfolgt, ggf. sind vor Baubeginn Vergrä-
mungsmaßnahmen umzusetzen. 
 
Wiederherstellung Feldgehölz 
Im Bereich der Erhaltungsfestsetzung ist das Feldgehölz wiederherzustellen und dauerhaft zu 
erhalten. Ausfälle sind durch heimische standortgerechte Laubbäume zu ersetzen. Es sind eine 
Mittereihe Heister im 10m Abstand und westlich bzw. östlich davon je 1 Reihe niedriger bzw. 
höherer Sträucher im 2m Abstand zu pflanzen. Diesbezügliche Pflanzlisten sind auf S. 20 und 
21 des AFB dargestellt. Der Artenauswahl wird zugestimmt. 
 
Pflanzung Sichtschutzhecken 
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (im Südwesten und Osten) sind innerhalb der 
Flächen 3m breite Sichtschutzhecken zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es werden folgen-
de Pflanzen empfohlen: Heister der Arten Traubeneiche, Vogelkirsche, Holzbirne, Holzapfel, 
Eberesche, Schlehe, Pfaffenhütchen, Schneeball, Weißdorn, Strauchhasel. Ein Rückschnitt der 
Sträucher außerhalb der Brutzeit, nach vorheriger Beantragung und Genehmigung durch die 
untere Naturschutzbehörde, ist zulässig, wenn die Leistung der PV- Anlage durch die Gehölze 
beeinträchtigt wird. 
 
Insektenschutz 
Aufgrund der Lichtverschmutzung und der damit einhergehenden Lockwirkung auf Insekten, ist 
aus artenschutzrechtlicher sowie –fachlicher Sicht bei der Lichtauswahl darauf zu achten, dass 
in der Beleuchtung nur wenige Blauanteile enthalten sind.  
Empfehlenswert sind insbesondere warmweiße LEDs. Ausgestattet sind diese mit einer Farb-
temperatur bis etwa 3.000 Kelvin. 
 
Kleinsäuger/ Mahd  
Die Mahd der Fläche innerhalb der PV-Anlage ist zum Schutz von etwaigen Bodenbrütern nicht 
vor dem 01. August eines jeden Jahres durchzuführen. Ausnahme: Streifenmahd direkt ver-
schattender Hochstaudenfluren unmittelbar südseitig der Modulreihen ist ab dem 15. Juni zu-
lässig, sofern hierdurch nicht mehr als 1/3 der Gesamtfläche betroffen ist. Dabei ist die zeitver-
setzte Staffelmahd durchzuführen. Das Mähgut ist abzutransportieren. Ein Pestizideinsatz hat 
zu unterbleiben. 
Der Zaun zur Einfriedung der PV-Anlage soll eine Bodenfreiheit von mindestens 5 cm gewähr-
leisten, sodass Wanderbewegungen von Reptilien, Amphibien und Kleinsäuger möglich sind. 
 
CEF-Maßnahmen: 
Der Verlust von Brutmöglichkeiten für Höhlenbrüter ist durch ein Ersatzquartier vor Beginn von 
Fäll- und Abrissmaßnahmen im Plangebiet zu ersetzen. Die Umsetzung der Maßnahme ist 
durch eine fachkundige Person zu planen und zu begleiten.  
Die Person übernimmt sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Betei-
ligten. 
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Ökologische Baubegleitung 
Um Konflikte zwischen Projektrealisierung und Artenschutz jeweils in der aktuellen Ausfüh-
rungsphase erkennen zu können und die erforderlichen und fachlich geeigneten Maßnahmen 
zu einer erfolgreichen Konfliktlösung zu gewährleisten, ist eine ökologische Baubetreuung er-
forderlich. Diese hat nach Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an 
untere Naturschutzbehörde, Bauherrn, Stadt/ Gemeinde weiterzuleiten. 
 
Begründung: 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der 
europäischen Vogelarten wurde im Rahmen des vorliegenden AFB untersucht. Es wurde fest-
gestellt, dass eine signifikante Erhöhung der Mortalitätsrate von Vögeln und Anhang IV-Arten im 
Plangebiet über das allgemeine Lebensrisiko hinaus nicht zu erwarten ist.   
 
Auf der Fläche der ehemaligen Baumschule wurden verschiedene Brutvögel und Nahrungsgäs-
te kartiert. Zum Schutz brütender Vögel ist eine Bauzeitenregelung erforderlich. 
 
Das Vorhandensein von Bodenbrüter innerhalb der künftigen Photovoltaikfreiflächenanlage 
kann nicht ausgeschlossen werden. Zum Schutz dieser Vogelarten ist der späte Mahdtermin 
gewählt worden. Der Abtransport des Mähgutes dient der Aushagerung der Flächen. 
 
In der Dunkelheit werden Insekten vermehrt durch sehr helles (blaues) Licht angelockt. Ein 
Sterben wird hierbei durch die ständige Anziehungskraft herbeigeführt, da sie über mehrere 
Stunden keine Nahrung mehr aufnehmen und anschließend geschwächt zu Boden fallen. Ge-
mäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) ist es jedoch verboten, mit 
künstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder anderen beleuchtenden oder blendenden Vorrichtungen 
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten und der nicht besonders geschützten 
Wirbeltierarten, die nicht dem Jagd- oder Fischereirecht unterliegen, nachzustellen, sie anzulo-
cken, zu fangen oder zu töten. 
 
Die Bauzeitenregelung sowie die Bauüberwachung dienen dazu, um nicht gegen die arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verstoßen.   
 
Die Auflagen sind erforderlich, um die Tötung und Störung von Exemplaren der im Bereich der 
Acker- und Ruderalflur lebenden besonders und streng geschützten Arten und damit das Eintre-
ten eines Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG für die Tiere zu vermeiden. 
 
 
NATURA 2000-Verträglichkeitsuntersuchung 
FFH-Vorprüfung 
Der Vorhabenbereich liegt außerhalb von Natura 2000-Gebieten. Unmittelbar westlich des Vor-
habens liegt das FFH-Gebiet DE 2245-302 „Tollensetal mit Zuflüssen“.  
Eine vorhabenbedingte direkte Inanspruchnahme maßgeblicher Gebietsbestandteile, als auch 
Randbereiche durch das Vorhaben sind ausgeschlossen. Es erfolgt auch kein direkter Zugriff 
auf die FFH-Lebensraumtypen bzw. auf die Zielarten.  
Durch das Vorhaben werden auch keine Lebensräume getrennt oder zerschnitten. 
Hinsichtlich der in Anlage 1 der Natura 2000 Landesverordnung M-V genannten maßgeblichen 
Gebietsbestandteile sind keine vorhabenbedingten erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-
Gebietes nicht zu erwarten. 
Summationseffekte durch mögliche andere Projekte/ Pläne sind untersucht worden und nicht 
vorhanden. Somit werden die Austauschbeziehungen zwischen den Natura 2000-Gebieten 
nicht negativ beeinflusst bzw. beeinträchtigt. 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht führt die Errichtung der geplanten PV-Anlage nicht zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen des angrenzenden Natura 2000-Gebietes in ihrem Schutzzweck und 
Erhaltungsziel bzw. ihren Zielarten. 



Seite 8 des Schreibens vom 21. August 2023 

 
 

Das Vorhaben ist damit verträglich und eine vertiefende FFH-Verträglichkeitsprüfung ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
2. Immissionsschutzrechtliche Bestimmungen stehen dem Vorhaben nicht entgegen, wenn 
die in der Begründung zum Bebauungsplan unter Punkt 7.7 aufgeführten Maßnahmen zum 
Blendschutz umgesetzt werden. 
 
 
 
3. Aus bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht wird der Gemeinde Neddemin empfohlen,  
den Punkt 7.10.6 „Bodenschutzbehörde“ in der Begründung zur Satzung um nachfolgende 
Aussagen zu ergänzen und den Vorhabenträger auf die Durchführung einer Bodenkundlichen 
Baubegleitung (BBB) zu verpflichten. 
 
Begründung: 
Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist es Baurecht für die Errichtung einer Photo-
voltaik-Freiflächenanlage zu schaffen. Dazu soll auf den Flurstücken 56, 57 und 63/10 der Flur 
5, Gemarkung Neddemin eine Fläche von > 34.000 m² in Anspruch genommen werden. 
Am 01. August 2023 ist die sogenannte Mantelverordnung (Verordnung zur Einführung einer 
Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung), bekanntgegeben im Bundesgesetzblatt Nr. 43/2021 vom 21. Juli 2021 in Kraft getreten. 
Hier werden im Abschnitt 2 - Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen - 
die Vorsorgeanforderungen in § 4 Absatz 5 konstitutiv und verbindlich geregelt.  
 
Danach kann die zuständige Behörde bei Vorhaben, bei denen auf einer Fläche von mehr als 
3.000 m² Materialien auf oder in die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht wer-
den, Bodenmaterial aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird oder 
der Ober- und Unterboden dauerhaft oder vorübergehend vollständig oder teilweise verdichtet 
wird, von dem Vorhabenträger die Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung nach 
DIN 19639 verlangen.  
 
Aufgrund der großen Flächeninanspruchnahme des Vorhabens ist der Gemeinde Neddemin 
dringend zu empfehlen, den Vorhabenträger zu verpflichten, den Bauprozesses durch Personen 
begleiten zu lassen, die über Fachkenntnisse zum Bodenschutz verfügen und den Vorhaben-
träger bei der Planung und Realisierung des Bauvorhabens bzgl. bodenrelevanter Vorgaben im 
Rahmen einer Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) unterstützen. Eine BBB umfasst Leistun-
gen des vorsorgenden Bodenschutzes von der Genehmigungsplanung und Erstellung des Bo-
denschutzkonzeptes über die Begleitung des Bauvorhabens und Rekultivierung bis hin zum 
Bauabschluss bzw. zur Zwischenbewirtschaftung. 
 
Der Vorhabenträger muss damit rechnen, dass von der unteren Bodenschutzbehörde wegen 
der Inanspruchnahme einer Fläche > 34.000 m² auf dieser Gesetzesgrundlage eine bodenkund-
liche Baubegleitung vor Ausführung der Erschließungsarbeiten zum Vorhaben gefordert wird. 
 
Es wird daher empfohlen, die Begründung der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 4 "Photovoltaikanlage nördlich des Bahnhofs" den Punkt 7.10.6 „Untere Boden-
schutzbehörde“ wie folgt zu ergänzen: 
 
7.10.6 Untere Bodenschutzbehörde: 
„Um die Anforderungen an die Zielsetzungen und Grundsätze des BBodSchG und LBodSchG 
M-V zu berücksichtigen, d. h. die Funktionen des Bodens sind zu sichern bzw. wiederherzustel-
len und schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, hat im Rahmen der Projekt- und Pla-
nungsvorbereitung (Vorplanung) eine bodenkundliche Fachplanung (Bodenkundliche Baube-
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gleitung - BBB) durch bodenkundlich ausgebildetes Personal mit einer entsprechenden berufli-
chen Qualifikation zu erfolgen.  
Ziel dieser BBB ist es, den Erhalt und/ oder eine möglichst naturnahe Wiederherstellung von 
Böden und ihren natürlichen Funktionen gemäß § 2 BBodSchG darzulegen. Als Grundlage zur 
Erarbeitung der Planungsunterlagen ist das BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubeglei-
tung BBB“ heranzuziehen. Die Planungsunterlagen zur Bodenkundliche Baubegleitung BBB 
sind der unteren Bodenschutzbehörde im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte zur Abstim-
mung im Rahmen der Vorplanung vorzulegen. 
 
 
 
4. Vom Sachgebiet Brand-u Katastrophenschutz werden folgende Hinweise gegeben. 
 
Laut den digitalen Unterlagen befindet sich das o. g. Plangebiet nicht in einem Kampfmittelbe-
lasteten Gebiet. 
 
Dazu beachten ist grundsätzlich Folgendes:  
Erfolgen Arbeiten in Tiefenlagen von bereits bestehenden Medienträgern oder innerhalb vor-
handener Trassen (z. B. Straßen, Wege, Plätze), die nach 1945 entstanden sind oder nach 
1945 grundhaft ausgebaut und saniert wurden, geht der Munitionsbergungsdienst davon aus, 
dass bei den hier durchzuführenden Tätigkeiten nicht auf Kampfmittel getroffen wird. Es besteht 
in diesen Fällen aus Sicht des Munitionsbergungsdienstes kein Auskunfts- und Handlungsbe-
darf. 
 
Zwischen den Modulen und den Wechselrichtern sind Gleichstrom(DC)-Freischaltstellen (Lastt-
rennschalter) anzuordnen. Die DC-Freischaltstellen müssen an einer für die Feuerwehr leicht 
zugänglichen Stelle angeordnet bzw. i. S. einer Fernauslösung bedienbar sein. Ferner sind die 
DC-Freischaltstellen mit formstabilen und lichtbeständigen Schildern mit der Aufschrift „DC-
Notausschalter“ bzw. „PV-Abschaltung“ zu kennzeichnen. 
Für die örtliche Feuerwehr muss die Zugänglichkeit zum Grundstück zu jeder Zeit gewährleistet 
sein. Im Bereich der Zufahrt ist ein Feuerwehrschlüsseldepot Typ 1 (FSD1) nach DIN 14675 
oder eine Feuerwehr-Doppelschließung vorzusehen. Alternativ besteht die Möglichkeit einer 
Fernauslösung der Toröffnung, sofern der Betreiber einen entsprechenden 24/7 Kundendienst 
bereitstellt. 
 
 
 
5. Aus wasserrechtlicher Sicht sowie von Seiten des Gesundheitsamtes und des Kataster- 
und Vermessungsamtes gibt es keine weiteren Anmerkungen oder Hinweise zu o. g. Bebau-
ungsplan der Gemeinde Neddemin. 
 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
Cindy Schulz 
SB Bauleitplanung 
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